
SYNOPSE 

Gesetz zur Fortentwicklung des Rechts des Pfändungsschutzkontos 
und zur Änderung von Vorschriften des Pfändungsschutzes 
(Pfändungsschutzkonto-Fortentwicklungsgesetz – PKoFoG) 
vom 22.11.2020 
BGBl. 2020 I, 2466 
Inkrafttreten: 1.12.2021 (§ 850c ZPO nF: 1.8.2021) 

Bisherige Fassung Neufassung 

Zivilprozessordnung (ZPO) 

§ 788 Kosten der Zwangsvollstreckung 
[…] 
(4) Die Kosten eines Verfahrens nach den 
§§ 765a, 811a, 811b, 829, 850k, 850l, 851a und 
851b kann das Gericht ganz oder teilweise 
dem Gläubiger auferlegen, wenn dies aus 
besonderen, in dem Verhalten des Gläubi-
gers liegenden Gründen der Billigkeit ent-
spricht. 

§ 788 Kosten der Zwangsvollstreckung 
[…] 
(4) Die Kosten eines Verfahrens nach den 
§§ 765a, 811a, 811b, 829, 850k, 851a, 851b, 
900 und 904 bis 907 kann das Gericht ganz 
oder teilweise dem Gläubiger auferlegen, 
wenn dies aus besonderen, in dem Verhalten 
des Gläubigers liegenden Gründen der Billig-
keit entspricht. 

§ 811 Unpfändbare Sachen 
(1) Folgende Sachen sind der Pfändung nicht 
unterworfen:  
[…] 
10. die Bücher, die zum Gebrauch des 

Schuldners und seiner Familie in der Kir-
che oder Schule oder einer sonstigen Un-
terrichtsanstalt oder bei der häuslichen 
Andacht bestimmt sind; 
 
 
 
 
 
 

11. die in Gebrauch genommenen Haushal-
tungs- und Geschäftsbücher, die Famili-
enpapiere sowie die Trauringe, Orden 
und Ehrenzeichen; 

12. künstliche Gliedmaßen, Brillen und ande-
re wegen körperlicher Gebrechen not-
wendige Hilfsmittel, soweit diese Gegen-
stände zum Gebrauch des Schuldners 
und seiner Familie bestimmt sind; 

13. die zur unmittelbaren Verwendung für die 
Bestattung bestimmten Gegenstände. 

(2) […] 

§ 811 Unpfändbare Sachen 
(1) Folgende Sachen sind der Pfändung nicht 
unterworfen:  
[…] 
10. die Bücher, die zum Gebrauch des 

Schuldners und seiner Familie in der Schu-
le oder einer sonstigen Unterrichtsanstalt 
bestimmt sind; 
 

10a. die Kultusgegenstände, die dem Schuld-
ner und seiner Familie zur Ausübung ihrer 
Religion oder Weltanschauung dienen 
oder für sie Gegenstand religiöser oder 
weltanschaulicher Verehrung sind, wenn 
ihr Wert 500 Euro nicht übersteigt; 

11. die in Gebrauch genommenen Haushal-
tungs- und Geschäftsbücher, die Famili-
enpapiere sowie die Trauringe, Orden 
und Ehrenzeichen; 

12. künstliche Gliedmaßen, Brillen und ande-
re wegen körperlicher Gebrechen not-
wendige Hilfsmittel, soweit diese Gegen-
stände zum Gebrauch des Schuldners 
und seiner Familie bestimmt sind; 

13. die zur unmittelbaren Verwendung für die 
Bestattung bestimmten Gegenstände. 

(2) […] 
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§ 835 Überweisung einer Geldforderung 

[…] 

(3) Die Vorschriften des § 829 Abs. 2, 3 sind 
auf die Überweisung entsprechend anzu-
wenden. Wird ein bei einem Kreditinstitut ge-
pfändetes Guthaben eines Schuldners, der 
eine natürliche Person ist, dem Gläubiger 
überwiesen, so darf erst vier Wochen nach 
der Zustellung des Überweisungsbeschlusses 
an den Drittschuldner aus dem Guthaben an 
den Gläubiger geleistet oder der Betrag hin-
terlegt werden; ist künftiges Guthaben ge-
pfändet worden, ordnet das Vollstreckungs-
gericht auf Antrag zusätzlich an, dass erst vier 
Wochen nach der Gutschrift von eingehen-
den Zahlungen an den Gläubiger geleistet 
oder der Betrag hinterlegt werden darf. 

(4) Wird künftiges Guthaben auf einem Pfän-
dungsschutzkonto im Sinne von § 850k Ab-
satz 7 gepfändet und dem Gläubiger über-
wiesen, darf der Drittschuldner erst nach Ab-
lauf des nächsten auf die jeweilige Gutschrift 
von eingehenden Zahlungen folgenden Ka-
lendermonats an den Gläubiger leisten oder 
den Betrag hinterlegen. Das Vollstreckungs-
gericht kann auf Antrag des Gläubigers eine 
abweichende Anordnung treffen, wenn die 
Regelung des Satzes 1 unter voller Würdigung 
des Schutzbedürfnisses des Schuldners für 
den Gläubiger eine unzumutbare Härte ver-
ursacht. 

(5) Wenn nicht wiederkehrend zahlbare Ver-
gütungen eines Schuldners, der eine natürli-
che Person ist, für persönlich geleistete Arbei-
ten oder Dienste oder sonstige Einkünfte, die 
kein Arbeitseinkommen sind, dem Gläubiger 
überwiesen werden, so darf der Drittschuld-
ner erst vier Wochen nach der Zustellung des 
Überweisungsbeschlusses an den Gläubiger 
leisten oder den Betrag hinterlegen. 

§ 835 Überweisung einer Geldforderung 

[…] 

(3) Die Vorschriften des § 829 Abs. 2, 3 sind 
auf die Überweisung entsprechend anzu-
wenden. Wird ein bei einem Kreditinstitut ge-
pfändetes Guthaben eines Schuldners, der 
eine natürliche Person ist, dem Gläubiger 
überwiesen, so darf erst einen Monat nach 
der Zustellung des Überweisungsbeschlusses 
an den Drittschuldner aus dem Guthaben an 
den Gläubiger geleistet oder der Betrag hin-
terlegt werden; ist künftiges Guthaben ge-
pfändet worden, ordnet das Vollstreckungs-
gericht auf Antrag zusätzlich an, dass erst 
einen Monat nach der Gutschrift von einge-
henden Zahlungen an den Gläubiger geleis-
tet oder der Betrag hinterlegt werden darf. 

aufgehoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Wenn nicht wiederkehrend zahlbare Ver-
gütungen eines Schuldners, der eine natürli-
che Person ist, für persönlich geleistete Arbei-
ten oder Dienste oder sonstige Einkünfte, die 
kein Arbeitseinkommen sind, dem Gläubiger 
überwiesen werden, so darf der Drittschuld-
ner erst einen Monat nach der Zustellung des 
Überweisungsbeschlusses an den Gläubiger 
leisten oder den Betrag hinterlegen. 

§ 840 Erklärungspflicht des Drittschuldners 
(1) Auf Verlangen des Gläubigers hat der 
Drittschuldner binnen zwei Wochen, von der 
Zustellung des Pfändungsbeschlusses an ge-
rechnet, dem Gläubiger zu erklären:  

[…] 
4. ob innerhalb der letzten zwölf Monate im 

Hinblick auf das Konto, dessen Guthaben 
gepfändet worden ist, nach § 850l die 
Unpfändbarkeit des Guthabens ange-
ordnet worden ist, und 

§ 840 Erklärungspflicht des Drittschuldners 
(1) Auf Verlangen des Gläubigers hat der 
Drittschuldner binnen zwei Wochen, von der 
Zustellung des Pfändungsbeschlusses an ge-
rechnet, dem Gläubiger zu erklären:  

[…] 
4. ob innerhalb der letzten zwölf Monate im 

Hinblick auf das Konto, dessen Guthaben 
gepfändet worden ist, nach § 907 die 
Unpfändbarkeit des Guthabens festge-
setzt worden ist, und 
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5. ob es sich bei dem Konto, dessen Gutha-

ben gepfändet worden ist, um ein Pfän-
dungsschutzkonto im Sinne von § 850k 
Abs. 7 handelt. 
 
 
 
 
 

[…] 

5. ob es sich bei dem Konto, dessen Gutha-
ben gepfändet worden ist, um ein Pfän-
dungsschutzkonto im Sinne des § 850k 
oder ein Gemeinschaftskonto im Sinne 
des § 850l handelt; bei einem Gemein-
schaftskonto ist zugleich anzugeben, ob 
der Schuldner nur gemeinsam mit einer 
oder mehreren anderen Personen verfü-
gungsbefugt ist. 

[…] 

 

§ 850c Pfändungsgrenzen für Arbeitsein-
kommen 
(1) Arbeitseinkommen ist unpfändbar, wenn 
es, je nach dem Zeitraum, für den es gezahlt 
wird, nicht mehr als 
 930 Euro monatlich, 
 217,50  Euro wöchentlich oder 
 43,50  Euro täglich, 
 
beträgt. Gewährt der Schuldner auf Grund 
einer gesetzlichen Verpflichtung seinem Ehe-
gatten, einem früheren Ehegatten, seinem 
Lebenspartner, einem früheren Lebens-
partner oder einem Verwandten oder nach 
§§ 1615l, 1615n des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
einem Elternteil Unterhalt, so erhöht sich der 
Betrag, bis zu dessen Höhe Arbeitseinkom-
men unpfändbar ist, auf bis zu 
 2 060 Euro monatlich, 
 478,50  Euro wöchentlich oder 
 96,50 Euro täglich, 
und zwar um 
 350 Euro monatlich, 
 81 Euro wöchentlich oder 
 17 Euro täglich, 
für die erste Person, der Unterhalt gewährt 
wird, und um je  
 
 195 Euro monatlich, 
 45 Euro wöchentlich oder 
 9 Euro täglich 
für die zweite bis fünfte Person.  
(2) Übersteigt das Arbeitseinkommen den 
Betrag, bis zu dessen Höhe es je nach der 
Zahl der Personen, denen der Schuldner Un-
terhalt gewährt, nach Absatz 1 unpfändbar 
ist, so ist es hinsichtlich des überschießenden 
Betrages zu einem Teil unpfändbar, und zwar 
in Höhe von drei Zehnteln, wenn der Schuld-

Inkrafttreten: 1.8.2021 
§ 850c Pfändungsgrenzen für Arbeitsein-
kommen 
(1) Arbeitseinkommen ist unpfändbar, wenn 
es, je nach dem Zeitraum, für den es gezahlt 
wird, nicht mehr als 
1. 1 178,59 Euro monatlich, 
2.  271,24 Euro wöchentlich oder 
3.  54,25 Euro täglich 
beträgt. 
(2) Gewährt der Schuldner auf Grund einer 
gesetzlichen Verpflichtung seinem Ehegat-
ten, einem früheren Ehegatten, seinem Le-
benspartner, einem früheren Lebenspartner, 
einem Verwandten oder nach den §§ 1615l 
und 1615n des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
einem Elternteil Unterhalt, so erhöht sich der 
Betrag nach Absatz 1 für die erste Person, der 
Unterhalt gewährt wird, und zwar um 
 
 
 
 
1.  443,57 Euro monatlich, 
2.  102,08 Euro wöchentlich oder 
3.  20,42 Euro täglich. 
Für die zweite bis fünfte Person, der Unterhalt 
gewährt wird, erhöht sich der Betrag nach 
Absatz 1 um je 
1.  247,12 Euro monatlich, 
2.  56,87 Euro wöchentlich oder 
3.  11,37 Euro täglich. 
 
(3) Übersteigt das Arbeitseinkommen den 
Betrag nach Absatz 1, so ist es hinsichtlich des 
überschießenden Teils in Höhe von drei Zehn-
teln unpfändbar. Gewährt der Schuldner 
nach Absatz 2 Unterhalt, so sind für die erste 
Person weitere zwei Zehntel und für die zweite 
bis fünfte Person jeweils ein weiteres Zehntel 
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ner keiner der in Absatz 1 genannten Perso-
nen Unterhalt gewährt, zwei weiteren Zehn-
teln für die erste Person, der Unterhalt ge-
währt wird, und je einem weiteren Zehntel für 
die zweite bis fünfte Person. Der Teil des Ar-
beitseinkommens, der 2 851 Euro monatlich 
(658 Euro wöchentlich, 131,58 Euro täglich) 
übersteigt, bleibt bei der Berechnung des 
unpfändbaren Betrages unberücksichtigt. 
(2a) Die unpfändbaren Beträge nach Ab-
satz 1 und Absatz 2 Satz 2 ändern sich jeweils 
zum 1. Juli eines jeden zweiten Jahres, erst-
malig zum 1. Juli 2003, entsprechend der im 
Vergleich zum jeweiligen Vorjahreszeitraum 
sich ergebenden prozentualen Entwicklung 
des Grundfreibetrages nach § 32a Abs. 1 
Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes; der Be-
rechnung ist die am 1. Januar des jeweiligen 
Jahres geltende Fassung des § 32a Abs. 1 
Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes zugrunde 
zu legen. Das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz gibt die maßge-
benden Beträge rechtzeitig im Bundesge-
setzblatt bekannt. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Bei der Berechnung des nach Absatz 2 
pfändbaren Teils des Arbeitseinkommens ist 
das Arbeitseinkommen, gegebenenfalls nach 
Abzug des nach Absatz 2 Satz 2 pfändbaren 
Betrages, wie aus der Tabelle ersichtlich, die 
diesem Gesetz als Anlage beigefügt ist, nach 
unten abzurunden, und zwar bei Auszahlung 
für Monate auf einen durch 10 Euro, bei Aus-
zahlung für Wochen auf einen durch 
2,50 Euro oder bei Auszahlung für Tage auf 
einen durch 50 Cent teilbaren Betrag. Im 
Pfändungsbeschluss genügt die Bezugnahme 
auf die Tabelle.  
 
 
 
 
(4) Hat eine Person, welcher der Schuldner auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt 
gewährt, eigene Einkünfte, so kann das Voll-
streckungsgericht auf Antrag des Gläubigers 
nach billigem Ermessen bestimmen, dass diese 
Person bei der Berechnung des unpfändbaren 

unpfändbar. Der Teil des Arbeitseinkommens, 
der 
1. 3 613,08 Euro monatlich, 
2.  831,50 Euro wöchentlich oder 
3.  166,30 Euro täglich 
übersteigt, bleibt bei der Berechnung des 
unpfändbaren Betrages unberücksichtigt. 
 

(4) Das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz macht im Bundesgesetz-
blatt Folgendes bekannt (Pfändungsfreigren-
zenbekanntmachung):  
1. die Höhe des unpfändbaren Arbeitsein-

kommens nach Absatz 1, 
2. die Höhe der Erhöhungsbeträge nach 

Absatz 2, 
3. die Höhe der in Absatz 3 Satz 3 genann-

ten Höchstbeträge. 
Die Beträge werden jeweils zum 1. Juli eines 
Jahres entsprechend der im Vergleich zum 
jeweiligen Vorjahreszeitraum sich ergeben-
den prozentualen Entwicklung des Grund-
freibetrages nach § 32a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes 
angepasst; der Berechnung ist die am 
1. Januar des jeweiligen Jahres geltende 
Fassung des § 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
des Einkommensteuergesetzes zugrunde zu 
legen. 
(5) Um den nach Absatz 3 pfändbaren Teil 
des Arbeitseinkommens zu berechnen, ist das 
Arbeitseinkommen, gegebenenfalls nach 
Abzug des nach Absatz 3 Satz 3 pfändbaren 
Betrages, auf eine Zahl abzurunden, die bei 
einer Auszahlung für 
1. Monate bei einer Teilung durch 10 eine 

natürliche Zahl ergibt, 
2. Wochen bei einer Teilung durch 2,5 eine 

natürliche Zahl ergibt, 
3. Tage bei einer Teilung durch 0,5 eine na-

türliche Zahl ergibt. 
Die sich aus der Berechnung nach Satz 1 er-
gebenden Beträge sind in der Pfändungsfrei-
grenzenbekanntmachung als Tabelle enthal-
ten. Im Pfändungsbeschluss genügt die Be-
zugnahme auf die Tabelle. 
(6) Hat eine Person, welcher der Schuldner auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt 
gewährt, eigene Einkünfte, so kann das Voll-
streckungsgericht auf Antrag des Gläubigers 
nach billigem Ermessen bestimmen, dass diese 
Person bei der Berechnung des unpfändbaren 
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Teils des Arbeitseinkommens ganz oder teilwei-
se unberücksichtigt bleibt; soll die Person nur 
teilweise berücksichtigt werden, so ist Absatz 3 
Satz 2 nicht anzuwenden.  

Teils des Arbeitseinkommens ganz oder teilwei-
se unberücksichtigt bleibt; soll die Person nur 
teilweise berücksichtigt werden, so ist Absatz 5 
Satz 3 nicht anzuwenden. 

§ 850f Änderung des unpfändbaren Betrages 
(1) Das Vollstreckungsgericht kann dem 
Schuldner auf Antrag von dem nach den 
Bestimmungen der §§ 850c, 850d und 850i 
pfändbaren Teil seines Arbeitseinkommens 
einen Teil belassen, wenn 
a) der Schuldner nachweist, dass bei An-

wendung der Pfändungsfreigrenzen ent-
sprechend der Anlage zu diesem Gesetz 
(zu § 850c) der notwendige Lebensunter-
halt im Sinne des Dritten, Vierten und Elften 
Kapitels des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch oder nach Kapitel 3 Abschnitt 2 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für sich 
und für die Personen, denen er Unterhalt 
zu gewähren hat, nicht gedeckt ist, 

b) besondere Bedürfnisse des Schuldners aus 
persönlichen oder beruflichen Gründen 
oder 

c) der besondere Umfang der gesetzlichen 
Unterhaltspflichten des Schuldners, insbe-
sondere die Zahl der Unterhaltsberechtig-
ten, dies erfordern 

und überwiegende Belange des Gläubigers 
nicht entgegenstehen. 
(2) […] 
(3) Wird die Zwangsvollstreckung wegen an-
derer als der in Absatz 2 und in § 850d be-
zeichneten Forderungen betrieben, so kann 
das Vollstreckungsgericht in den Fällen, in 
denen sich das Arbeitseinkommen des 
Schuldners auf mehr als monatlich 2 815 Euro 
(wöchentlich 641 Euro, täglich 123,50 Euro) 
beläuft, über die Beträge hinaus, die nach 
§ 850c pfändbar wären, auf Antrag des 
Gläubigers die Pfändbarkeit unter Berücksich-
tigung der Belange des Gläubigers und des 
Schuldners nach freiem Ermessen festsetzen. 
Dem Schuldner ist jedoch mindestens so viel 
zu belassen, wie sich bei einem Arbeitsein-
kommen von monatlich 2 815 Euro (wöchent-
lich 641 Euro, täglich 123,50 Euro) aus § 850c 
ergeben würde. Die Beträge nach den Sät-
zen 1 und 2 werden entsprechend der in 
§ 850c Abs. 2a getroffenen Regelung jeweils 
zum 1. Juli eines jeden zweiten Jahres, erst-
malig zum 1. Juli 2003, geändert. Das Bun-
desministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz gibt die maßgebenden Beträge 
rechtzeitig im Bundesgesetzblatt bekannt. 

§ 850f Änderung des unpfändbaren Betrages 
(1) Das Vollstreckungsgericht kann dem 
Schuldner auf Antrag von dem nach den 
Bestimmungen der §§ 850c, 850d und 850i 
pfändbaren Teil seines Arbeitseinkommens 
einen Teil belassen, wenn 
1. der Schuldner nachweist, dass bei An-

wendung der Pfändungsfreigrenzen ent-
sprechend § 850c der notwendige Le-
bensunterhalt im Sinne des Dritten und 
Vierten Kapitels des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch oder nach Kapitel 3 Ab-
schnitt 2 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch für sich und für die Personen, 
denen er gesetzlich zum Unterhalt ver-
pflichtet ist, nicht gedeckt ist, 

2. besondere Bedürfnisse des Schuldners aus 
persönlichen oder beruflichen Gründen 
oder 

3. der besondere Umfang der gesetzlichen 
Unterhaltspflichten des Schuldners, insbe-
sondere die Zahl der Unterhaltsberechtig-
ten, dies erfordern 

und überwiegende Belange des Gläubigers 
nicht entgegenstehen. 
(2) […] 
aufgehoben 
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§ 850k Pfändungsschutzkonto 
 
(1) Wird das Guthaben auf dem Pfändungs-
schutzkonto des Schuldners bei einem Kredit-
institut gepfändet, kann der Schuldner jeweils 
bis zum Ende des Kalendermonats über Gut-
haben in Höhe des monatlichen Freibetrages 
nach § 850c Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 850c Abs. 2a verfügen; insoweit wird es nicht 
von der Pfändung erfasst. Zum Guthaben im 
Sinne des Satzes 1 gehört auch das Gutha-
ben, das bis zum Ablauf der Frist des § 835 
Absatz 4 nicht an den Gläubiger geleistet o-
der hinterlegt werden darf. Soweit der Schuld-
ner in dem jeweiligen Kalendermonat nicht 
über Guthaben in Höhe des nach Satz 1 
pfändungsfreien Betrages verfügt hat, wird 
dieses Guthaben in dem folgenden Kalen-
dermonat zusätzlich zu dem nach Satz 1 ge-
schützten Guthaben nicht von der Pfändung 
erfasst. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, 
wenn das Guthaben auf einem Girokonto des 
Schuldners gepfändet ist, das vor Ablauf von 
vier Wochen seit der Zustellung des Überwei-
sungsbeschlusses an den Drittschuldner in ein 
Pfändungsschutzkonto umgewandelt wird. 
(2) Die Pfändung des Guthabens gilt im Übri-
gen als mit der Maßgabe ausgesprochen, 
dass in Erhöhung des Freibetrages nach Ab-
satz 1 folgende Beträge nicht von der Pfän-
dung erfasst sind: 
1. die pfändungsfreien Beträge nach § 850c 

Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 850c 
Abs. 2a Satz 1, wenn 
a) der Schuldner einer oder mehreren 

Personen aufgrund gesetzlicher Ver-
pflichtung Unterhalt gewährt oder 

b) der Schuldner Geldleistungen nach 
dem Zweiten oder Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch für mit ihm in einer 
Gemeinschaft im Sinne des § 7 Abs. 3 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
oder der §§ 19, 20, 39 Satz 1 oder 43 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
lebende Personen, denen er nicht 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
zum Unterhalt verpflichtet ist, entge-
gennimmt; 

2. einmalige Geldleistungen im Sinne des 
§ 54 Abs. 2 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch und Geldleistungen zum Aus-
gleich des durch einen Körper- oder Ge-
sundheitsschaden bedingten Mehrauf-
wandes im Sinne des § 54 Abs. 3 Nr. 3 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch; 

§ 850k Einrichtung und Beendigung des 
Pfändungsschutzkontos 
(1) Eine natürliche Person kann jederzeit von 
dem Kreditinstitut verlangen, dass ein von ihr 
dort geführtes Zahlungskonto als Pfändungs-
schutzkonto geführt wird. Satz 1 gilt auch, 
wenn das Zahlungskonto zum Zeitpunkt des 
Verlangens einen negativen Saldo aufweist. 
Ein Pfändungsschutzkonto darf jedoch aus-
schließlich auf Guthabenbasis geführt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Ist Guthaben auf dem Zahlungskonto be-
reits gepfändet worden, kann der Schuldner 
die Führung dieses Kontos als Pfändungs-
schutzkonto zum Beginn des vierten auf sein 
Verlangen folgenden Geschäftstages for-
dern. Das Vertragsverhältnis zwischen dem 
Kontoinhaber und dem Kreditinstitut bleibt im 
Übrigen unberührt. 
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3. das Kindergeld oder andere Geldleistun-

gen für Kinder, es sei denn, dass wegen 
einer Unterhaltsforderung eines Kindes, für 
das die Leistungen gewährt oder bei dem 
es berücksichtigt wird, gepfändet wird. 

Für die Beträge nach Satz 1 gilt Absatz 1 
Satz 3 entsprechend. 
(3) An die Stelle der nach Absatz 1 und Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 1 pfändungsfreien Beträge 
tritt der vom Vollstreckungsgericht im Pfän-
dungsbeschluss belassene Betrag, wenn das 
Guthaben wegen der in § 850d bezeichne-
ten Forderungen gepfändet wird. 
(4) Das Vollstreckungsgericht kann auf Antrag 
einen von den Absätzen 1, 2 Satz 1 Nr. 1 und 
Absatz 3 abweichenden pfändungsfreien 
Betrag festsetzen. Die §§ 850a, 850b, 850c, 
850d Abs. 1 und 2, die §§ 850e, 850f, 850g 
und 850i sowie die §§ 851c und 851d dieses 
Gesetzes sowie § 54 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 1, 2 und 
3, Abs. 4 und 5 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch, § 17 Abs. 1 Satz 2 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch und § 76 des Einkom-
mensteuergesetzes sind entsprechend anzu-
wenden. Im Übrigen ist das Vollstreckungsge-
richt befugt, die in § 732 Abs. 2 bezeichneten 
Anordnungen zu erlassen. 
 
 
 
 
 
 
(5) Das Kreditinstitut ist dem Schuldner zur Leis-
tung aus dem nach Absatz 1 und 3 nicht von 
der Pfändung erfassten Guthaben im Rahmen 
des vertraglich Vereinbarten verpflichtet. Dies 
gilt für die nach Absatz 2 nicht von der Pfän-
dung erfassten Beträge nur insoweit, als der 
Schuldner durch eine Bescheinigung des Ar-
beitgebers, der Familienkasse, des Sozialleis-
tungsträgers oder einer geeigneten Person 
oder Stelle im Sinne von § 305 Abs. 1 Nr. 1 der 
Insolvenzordnung nachweist, dass das Gutha-
ben nicht von der Pfändung erfasst ist. Die 
Leistung des Kreditinstituts an den Schuldner 
hat befreiende Wirkung, wenn ihm die Unrich-
tigkeit einer Bescheinigung nach Satz 2 weder 
bekannt noch infolge grober Fahrlässigkeit 
unbekannt ist. Kann der Schuldner den Nach-
weis nach Satz 2 nicht führen, so hat das Voll-
streckungsgericht auf Antrag die Beträge 
nach Absatz 2 zu bestimmen. Die Sätze 1 bis 4 
gelten auch für eine Hinterlegung. 

 
 
 
 
 
 
 
(3) Jede Person darf nur ein Pfändungs-
schutzkonto unterhalten. Bei dem Verlangen 
nach Absatz 1 hat der Kunde gegenüber 
dem Kreditinstitut zu versichern, dass er kein 
weiteres Pfändungsschutzkonto unterhält. 
 
(4) Unterhält ein Schuldner entgegen Absatz 3 
Satz 1 mehrere Zahlungskonten als Pfän-
dungsschutzkonten, ordnet das Vollstre-
ckungsgericht auf Antrag des Gläubigers an, 
dass nur das von dem Gläubiger in seinem 
Antrag bezeichnete Zahlungskonto dem 
Schuldner als Pfändungsschutzkonto ver-
bleibt. Der Gläubiger hat den Umstand, dass 
ein Schuldner entgegen Satz 1 mehrere Zah-
lungskonten als Pfändungsschutzkonten un-
terhält, durch Vorlage entsprechender Erklä-
rungen der Drittschuldner glaubhaft zu ma-
chen. Eine Anhörung des Schuldners durch 
das Vollstreckungsgericht unterbleibt. Die 
Anordnung nach Satz 1 ist allen Drittschuld-
nern zuzustellen. Mit der Zustellung der An-
ordnung an diejenigen Kreditinstitute, deren 
Zahlungskonten nicht zum Pfändungsschutz-
konto bestimmt sind, entfallen die Wirkungen 
dieser Pfändungsschutzkonten. 
(5) Der Kontoinhaber kann mit einer Frist von 
mindestens vier Geschäftstagen zum Mo-
natsende von dem Kreditinstitut verlangen, 
dass das dort geführte Pfändungsschutzkonto 
als Zahlungskonto ohne Pfändungsschutz 
geführt wird. Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. 
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(6) Wird einem Pfändungsschutzkonto eine 
Geldleistung nach dem Sozialgesetzbuch 
oder Kindergeld gutgeschrieben, darf das 
Kreditinstitut die Forderung, die durch die 
Gutschrift entsteht, für die Dauer von 14 Ta-
gen seit der Gutschrift nur mit solchen Forde-
rungen verrechnen und hiergegen nur mit 
solchen Forderungen aufrechnen, die ihm als 
Entgelt für die Kontoführung oder aufgrund 
von Kontoverfügungen des Berechtigten in-
nerhalb dieses Zeitraums zustehen. Bis zur Hö-
he des danach verbleibenden Betrages der 
Gutschrift ist das Kreditinstitut innerhalb von 
14 Tagen seit der Gutschrift nicht berechtigt, 
die Ausführung von Zahlungsvorgängen we-
gen fehlender Deckung abzulehnen, wenn 
der Berechtigte nachweist oder dem Kreditin-
stitut sonst bekannt ist, dass es sich um die 
Gutschrift einer Geldleistung nach dem Sozi-
algesetzbuch oder von Kindergeld handelt. 
Das Entgelt des Kreditinstituts für die Konto-
führung kann auch mit Beträgen nach den 
Absätzen 1 bis 4 verrechnet werden. 
(7) In einem der Führung eines Girokontos 
zugrunde liegenden Vertrag können der 
Kunde, der eine natürliche Person ist, oder 
dessen gesetzlicher Vertreter und das Kredit-
institut vereinbaren, dass das Girokonto als 
Pfändungsschutzkonto geführt wird. Der Kun-
de kann jederzeit verlangen, dass das Kredit-
institut sein Girokonto als Pfändungsschutz-
konto führt. Ist das Guthaben des Girokontos 
bereits gepfändet worden, so kann der 
Schuldner die Führung als Pfändungsschutz-
konto zum Beginn des vierten auf seine Erklä-
rung folgenden Geschäftstages verlangen. 
(8) Jede Person darf nur ein Pfändungs-
schutzkonto unterhalten. Bei der Abrede hat 
der Kunde gegenüber dem Kreditinstitut zu 
versichern, dass er kein weiteres Pfändungs-
schutzkonto unterhält. Das Kreditinstitut darf 
Auskunfteien mitteilen, dass es für den Kun-
den ein Pfändungsschutzkonto führt. Die Aus-
kunfteien dürfen diese Angabe nur verwen-
den, um Kreditinstituten auf Anfrage zum 
Zwecke der Überprüfung der Richtigkeit der 
Versicherung nach Satz 2 Auskunft darüber zu 
erteilen, ob die betroffene Person ein Pfän-
dungsschutzkonto unterhält. Die Verarbei-
tung zu einem anderen als dem in Satz 4 ge-
nannten Zweck ist auch mit Einwilligung der 
betroffenen Person unzulässig. 
(9) Unterhält ein Schuldner entgegen Absatz 8 
Satz 1 mehrere Girokonten als Pfändungs-
schutzkonten, ordnet das Vollstreckungsge-
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richt auf Antrag eines Gläubigers an, dass nur 
das von dem Gläubiger in dem Antrag be-
zeichnete Girokonto dem Schuldner als Pfän-
dungsschutzkonto verbleibt. Der Gläubiger hat 
die Voraussetzungen nach Satz 1 durch Vor-
lage entsprechender Erklärungen der Dritt-
schuldner glaubhaft zu machen. Eine Anhö-
rung des Schuldners unterbleibt. Die Entschei-
dung ist allen Drittschuldnern zuzustellen. Mit 
der Zustellung der Entscheidung an diejenigen 
Kreditinstitute, deren Girokonten nicht zum 
Pfändungsschutzkonto bestimmt sind, entfal-
len die Wirkungen nach den Absätzen 1 bis 6. 

§ 850l Anordnung der Unpfändbarkeit von 
Kontoguthaben auf dem Pfändungsschutz-
konto 
Auf Antrag des Schuldners kann das Vollstre-
ckungsgericht anordnen, dass das Guthaben 
auf dem Pfändungsschutzkonto für die Dauer 
von bis zu zwölf Monaten der Pfändung nicht 
unterworfen ist, wenn der Schuldner nach-
weist, dass dem Konto in den letzten sechs 
Monaten vor Antragstellung ganz überwie-
gend nur unpfändbare Beträge gutgeschrie-
ben worden sind, und er glaubhaft macht, 
dass auch innerhalb der nächsten zwölf Mo-
nate nur ganz überwiegend nicht pfändbare 
Beträge zu erwarten sind. Die Anordnung 
kann versagt werden, wenn überwiegende 
Belange des Gläubigers entgegenstehen. Sie 
ist auf Antrag eines Gläubigers aufzuheben, 
wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vor-
liegen oder die Anordnung den überwie-
genden Belangen dieses Gläubigers entge-
gensteht. 

§ 850l Pfändung des Gemeinschaftskontos 
 
 
(1) Unterhält der Schuldner, der eine natürli-
che Person ist, mit einer anderen natürlichen 
oder mit einer juristischen Person oder mit 
einer Mehrheit von Personen ein Gemein-
schaftskonto und wird Guthaben auf diesem 
Konto gepfändet, so darf das Kreditinstitut erst 
nach Ablauf von einem Monat nach Zustel-
lung des Überweisungsbeschlusses aus dem 
Guthaben an den Gläubiger leisten oder den 
Betrag hinterlegen. Satz 1 gilt auch für künfti-
ges Guthaben. 
(2) Ist der Schuldner eine natürliche Person, 
kann er innerhalb des Zeitraums nach Ab-
satz 1 Satz 1 von dem Kreditinstitut verlangen, 
bestehendes oder künftiges Guthaben von 
dem Gemeinschaftskonto auf ein bei dem 
Kreditinstitut allein auf seinen Namen lauten-
des Zahlungskonto zu übertragen. Wird Gut-
haben nach Satz 1 übertragen und verlangt 
der Schuldner innerhalb des Zeitraums nach 
Absatz 1 Satz 1, dass das Zahlungskonto als 
Pfändungsschutzkonto geführt wird, so ist auf 
das übertragene Guthaben § 899 Absatz 1 
Satz 1 und 3 entsprechend anzuwenden. Für 
die Übertragung nach Satz 1 ist eine Mitwir-
kung anderer Kontoinhaber oder des Gläubi-
gers nicht erforderlich. Der Übertragungsbe-
trag beläuft sich auf den Kopfteil des Schuld-
ners an dem Guthaben. Sämtliche Kontoinha-
ber und der Gläubiger können sich auf eine 
von Satz 4 abweichende Aufteilung des Über-
tragungsbetrages einigen; die Vereinbarung 
ist dem Kreditinstitut in Textform mitzuteilen. 
(3) Absatz 2 Satz 1 und 3 bis 5 ist auf natürli-
che Personen, mit denen der Schuldner das 
Gemeinschaftskonto unterhält, entsprechend 
anzuwenden. 
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(4) Die Wirkungen von Pfändung und Über-
weisung von Guthaben auf dem Gemein-
schaftskonto setzen sich an dem nach Ab-
satz 2 Satz 1 auf ein Einzelkonto des Schuld-
ners übertragenen Guthaben fort; sie setzen 
sich nicht an dem Guthaben fort, das nach 
Absatz 3 übertragen wird. 

§ 882a Zwangsvollstreckung wegen einer 
Geldforderung 
(1) Die Zwangsvollstreckung gegen den Bund 
oder ein Land wegen einer Geldforderung 
darf, soweit nicht dingliche Rechte verfolgt 
werden, erst vier Wochen nach dem Zeitpunkt 
beginnen, in dem der Gläubiger seine Ab-
sicht, die Zwangsvollstreckung zu betreiben, 
der zur Vertretung des Schuldners berufenen 
Behörde und, sofern die Zwangsvollstreckung 
in ein von einer anderen Behörde verwaltetes 
Vermögen erfolgen soll, auch dem zuständi-
gen Minister der Finanzen angezeigt hat. Dem 
Gläubiger ist auf Verlangen der Empfang der 
Anzeige zu bescheinigen. Soweit in solchen 
Fällen die Zwangsvollstreckung durch den 
Gerichtsvollzieher zu erfolgen hat, ist der Ge-
richtsvollzieher auf Antrag des Gläubigers vom 
Vollstreckungsgericht zu bestimmen.  
(2) Die Zwangsvollstreckung ist unzulässig in 
Sachen, die für die Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben des Schuldners unentbehrlich sind 
oder deren Veräußerung ein öffentliches Inte-
resse entgegensteht. Darüber, ob die Voraus-
setzungen des Satzes 1 vorliegen, ist im Streit-
fall nach § 766 zu entscheiden. Vor der Ent-
scheidung ist der zuständige Minister zu 
hören. 
(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind 
auf die Zwangsvollstreckung gegen Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechtes mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass an die Stelle der Behörde im 
Sinne des Absatzes 1 die gesetzlichen Vertre-
ter treten. Für öffentlich-rechtliche Bank- und 
Kreditanstalten gelten die Beschränkungen 
der Absätze 1 und 2 nicht.  
(4) (weggefallen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 882a Zwangsvollstreckung wegen einer 
Geldforderung 
(1) Die Zwangsvollstreckung gegen den Bund 
oder ein Land wegen einer Geldforderung 
darf, soweit nicht dingliche Rechte verfolgt 
werden, erst vier Wochen nach dem Zeitpunkt 
beginnen, in dem der Gläubiger seine Ab-
sicht, die Zwangsvollstreckung zu betreiben, 
der zur Vertretung des Schuldners berufenen 
Behörde und, sofern die Zwangsvollstreckung 
in ein von einer anderen Behörde verwaltetes 
Vermögen erfolgen soll, auch dem zuständi-
gen Ministerium der Finanzen angezeigt hat. 
Dem Gläubiger ist auf Verlangen der Empfang 
der Anzeige zu bescheinigen. Soweit in sol-
chen Fällen die Zwangsvollstreckung durch 
den Gerichtsvollzieher zu erfolgen hat, ist der 
Gerichtsvollzieher auf Antrag des Gläubigers 
vom Vollstreckungsgericht zu bestimmen.  
(2) Die Zwangsvollstreckung ist unzulässig in 
Sachen, die für die Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben eines in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Schuldners unentbehrlich sind oder deren 
Veräußerung ein öffentliches Interesse ent-
gegensteht. Darüber, ob die Voraussetzun-
gen des Satzes 1 vorliegen, ist im Streitfall 
nach § 766 zu entscheiden. Vor der Entschei-
dung ist das zuständige Ministerium zu hören. 
(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind 
auf die Zwangsvollstreckung gegen sonstige 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechtes mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass an die Stelle der Behörde im 
Sinne des Absatzes 1 die gesetzlichen Vertre-
ter treten. Für öffentlich-rechtliche Bank- und 
Kreditanstalten gelten die Beschränkungen 
der Absätze 1 und 2 nicht.  
(4) Soll in eine für die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben unentbehrliche Sache vollstreckt 
werden, die im Eigentum eines Dritten steht, 
kann das Vollstreckungsgericht auf Antrag 
die Zwangsvollstreckung wegen einer Geld-
forderung gemäß § 766 für unzulässig erklä-
ren. Antragsberechtigt sind 
1. der Schuldner und 
2. der Bund, das Land, die Körperschaft, An-

stalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts. 



DIJuF-Synopse (Stand: 13.10.2021) 
Pfändungsschutzkonto-Fortentwicklungsgesetz (PKoFoG) vom 22.11.2020 
 
  

11 

Bisherige Fassung Neufassung 
 
 
 
 
 
 

(5) […] 

Voraussetzung für die Antragsberechtigung 
nach Satz 2 Nummer 2 ist, dass die Sache zur 
Erfüllung der jeweiligen öffentlichen Aufga-
ben der in Satz 2 Nummer 2 genannten An-
tragsberechtigten dient. Vor der Entschei-
dung ist das zuständige Ministerium zu hören. 
(5) […] 

Abschnitt 4 
(weggefallen) 
§§ 899 bis 915h (weggefallen) 

Abschnitt 4 
Wirkungen des Pfändungsschutzkontos 

§ 899 (weggefallen) § 899 Pfändungsfreier Betrag; Übertragung 
(1) Wird Guthaben auf dem Pfändungsschutz-
konto des Schuldners gepfändet, kann der 
Schuldner jeweils bis zum Ende des Kalender-
monats aus dem Guthaben über einen Betrag 
verfügen, dessen Höhe sich nach Aufrundung 
des monatlichen Freibetrages nach § 850c 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 auf den 
nächsten vollen 10-Euro-Betrag ergibt; inso-
weit wird das Guthaben nicht von der Pfän-
dung erfasst. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Guthaben auf einem Zahlungskonto des 
Schuldners gepfändet ist, das vor Ablauf von 
einem Monat seit der Zustellung des Überwei-
sungsbeschlusses an den Drittschuldner in ein 
Pfändungsschutzkonto umgewandelt wird. 
§ 900 Absatz 2 bleibt unberührt. 
(2) Hat der Schuldner in dem jeweiligen Ka-
lendermonat nicht über Guthaben in Höhe 
des gesamten nach Absatz 1 pfändungsfrei-
en Betrages verfügt, wird dieses nicht ver-
brauchte Guthaben in den drei nachfolgen-
den Kalendermonaten zusätzlich zu dem 
nach Absatz 1 geschützten Guthaben nicht 
von der Pfändung erfasst. Verfügungen sind 
jeweils mit dem Guthaben zu verrechnen, 
das zuerst dem Pfändungsschutzkonto gutge-
schrieben wurde. 
(3) Einwendungen gegen die Höhe eines 
pfändungsfreien Betrages hat der Schuldner 
dem Kreditinstitut spätestens bis zum Ablauf 
des sechsten auf die Berechnung des jeweili-
gen pfändungsfreien Betrages folgenden 
Kalendermonats mitzuteilen. Nach Ablauf 
dieser Frist kann der Schuldner nur Einwen-
dungen geltend machen, deren verspätete 
Geltendmachung er nicht zu vertreten hat. 

§ 900 (weggefallen) § 900 Moratorium bei Überweisung an den 
Gläubiger 

(1) Wird künftiges Guthaben auf einem Pfän-
dungsschutzkonto gepfändet und dem Gläu-
biger überwiesen, darf der Drittschuldner erst 
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nach Ablauf des Kalendermonats, der auf die 
jeweilige Gutschrift folgt, an den Gläubiger 
leisten oder den Betrag hinterlegen; eine Ver-
längerung des in § 899 Absatz 2 bezeichne-
ten Zeitraums erfolgt dadurch nicht. Auf An-
trag des Gläubigers kann das Vollstreckungs-
gericht eine von Satz 1 erster Halbsatz ab-
weichende Anordnung treffen, wenn sonst 
unter Würdigung des Schutzbedürfnisses des 
Schuldners für den Gläubiger eine unzumut-
bare Härte entstünde. 

(2) Guthaben, aus dem bis zum Ablauf der 
Frist des Absatzes 1 nicht an den Gläubiger 
geleistet oder das bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht hinterlegt werden darf, ist in dem auf 
die Gutschrift folgenden Kalendermonat Gut-
haben im Sinne des § 899 Absatz 1 Satz 1. 

§ 901 (weggefallen) § 901 Verbot der Aufrechnung und Verrech-
nung 

(1) Verlangt eine natürliche Person von dem 
Kreditinstitut, dass ein von ihr dort geführtes 
Zahlungskonto, das einen negativen Saldo 
aufweist, als Pfändungsschutzkonto geführt 
wird, darf das Kreditinstitut ab dem Verlangen 
nicht mit seinen Forderungen gegen Forde-
rungen des Kontoinhabers aufrechnen oder 
einen zugunsten des Kontoinhabers beste-
henden Saldo mit einem zugunsten des Kre-
ditinstituts bestehenden Saldo verrechnen, 
soweit die Gutschrift auf dem Zahlungskonto 
als Guthaben auf einem Pfändungsschutz-
konto nicht von der Pfändung erfasst sein 
würde. 

(2) Das Verbot der Aufrechnung und Ver-
rechnung nach Absatz 1 gilt für ein Zahlungs-
konto, auf das sich eine Pfändung erstreckt, 
bereits ab dem Zeitpunkt der Kenntnis des 
Kreditinstituts von der Pfändung. Das Verbot 
der Aufrechnung oder Verrechnung entfällt 
jedoch, wenn der Schuldner nicht gemäß 
§ 899 Absatz 1 Satz 2 verlangt, dass das Zah-
lungskonto als Pfändungsschutzkonto geführt 
wird. 

(3) Gutschriften auf dem Zahlungskonto, die 
nach Absatz 1 oder 2 dem Verbot der Auf-
rechnung und Verrechnung unterliegen, sind 
als Guthaben auf das Pfändungsschutzkonto 
zu übertragen. Im Fall des Absatzes 2 erfolgt 
die Übertragung jedoch nur, wenn der 
Schuldner gemäß § 899 Absatz 1 Satz 2 ver-
langt, dass das Zahlungskonto als Pfändungs-
schutzkonto geführt wird. 
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§ 902 (weggefallen) § 902 Erhöhungsbeträge 
Neben dem pfändungsfreien Betrag nach 
§ 899 Absatz 1 Satz 1 werden folgende Erhö-
hungsbeträge nicht von der Pfändung des 
Guthabens auf einem Pfändungsschutzkonto 
erfasst: 
1. die pfändungsfreien Beträge nach § 850c 

Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 4, 
wenn der Schuldner 
a) einer Person oder mehreren Personen 

auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 
Unterhalt gewährt; 

b) Geldleistungen nach dem Zweiten 
oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
für Personen entgegennimmt, die mit 
ihm in einer Bedarfsgemeinschaft im 
Sinne des § 7 Absatz 3 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder in einer 
Gemeinschaft nach den §§ 19, 20, 27, 
39 Satz 1 oder § 43 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch leben und denen er 
nicht auf Grund gesetzlicher Vorschrif-
ten zum Unterhalt verpflichtet ist; 

c) Geldleistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz für Personen 
entgegennimmt, mit denen er in ei-
nem gemeinsamen Haushalt zusam-
menlebt und denen er nicht auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften zum 
Unterhalt verpflichtet ist; 

2. Geldleistungen im Sinne des § 54 Absatz 2 
oder Absatz 3 Nummer 3 des Ersten Bu-
ches Sozialgesetzbuch; 

3. Geldleistungen gemäß § 5 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung 
„Mutter und Kind – Schutz des ungebore-
nen Lebens“; 

4. Geldleistungen, die dem Schuldner selbst 
nach dem Zweiten oder Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch oder dem Asylbewer-
berleistungsgesetz gewährt werden, in 
dem Umfang, in dem diese den pfän-
dungsfreien Betrag nach § 899 Absatz 1 
Satz 1 übersteigen; 

5. das Kindergeld nach dem Einkommen-
steuergesetz und andere gesetzliche 
Geldleistungen für Kinder, es sei denn, 
dass wegen einer Unterhaltsforderung des 
Kindes, für das die Leistungen gewährt 
oder bei dem sie berücksichtigt werden, 
gepfändet wird; 

6. Geldleistungen, die dem Schuldner nach 
landesrechtlichen oder anderen als in 
den Nummern 1 bis 5 genannten bundes-
rechtlichen Rechtsvorschriften gewährt 
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werden, in welchen die Unpfändbarkeit 
der Geldleistung festgelegt wird. 

Für die Erhöhungsbeträge nach Satz 1 gilt 
§ 899 Absatz 2 entsprechend. 

§ 903 (weggefallen) § 903 Nachweise über Erhöhungsbeträge 
(1) Das Kreditinstitut kann aus Guthaben, so-
weit es als Erhöhungsbetrag unpfändbar ist, 
mit befreiender Wirkung gegenüber dem 
Schuldner an den Gläubiger leisten, bis der 
Schuldner dem Kreditinstitut nachweist, dass 
es sich um Guthaben handelt, das nach 
§ 902 nicht von der Pfändung erfasst wird. Der 
Nachweis ist zu führen durch Vorlage einer 
Bescheinigung 
1. der Familienkasse, des Sozialleistungsträ-

gers oder einer mit der Gewährung von 
Geldleistungen im Sinne des § 902 Satz 1 
befassten Einrichtung, 

2. des Arbeitgebers oder 
3. einer geeigneten Person oder Stelle im 

Sinne des § 305 Absatz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung. 

(2) Das Kreditinstitut hat Bescheinigungen 
nach Absatz 1 Satz 2 für die Dauer zu beach-
ten, für die sie ausgestellt sind. Unbefristete 
Bescheinigungen hat das Kreditinstitut für die 
Dauer von zwei Jahren zu beachten. Nach 
Ablauf des in Satz 2 genannten Zeitraums 
kann das Kreditinstitut von dem Kontoinha-
ber, der eine Bescheinigung nach Absatz 1 
Satz 2 vorgelegt hat, die Vorlage einer neuen 
Bescheinigung verlangen. Vor Ablauf des in 
Satz 2 genannten Zeitraums kann das Kredit-
institut eine neue Bescheinigung verlangen, 
wenn tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, 
die die Annahme rechtfertigen, dass die An-
gaben in der Bescheinigung unrichtig sind 
oder nicht mehr zutreffen. 
(3) Jede der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ge-
nannten Stellen, die Leistungen im Sinne des 
§ 902 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c 
sowie Nummer 2 bis 6 durch Überweisung auf 
ein Zahlungskonto des Schuldners erbringt, ist 
verpflichtet, auf Antrag des Schuldners eine 
Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 2 über ihre 
Leistungen auszustellen. Die Bescheinigung 
muss folgende Angaben enthalten: 
1. die Höhe der Leistung, 
2. in welcher Höhe die Leistung zu welcher 

der in § 902 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
und c sowie Nummer 2 bis 6 genannten 
Leistungsarten gehört, 

3. für welchen Zeitraum die Leistung ge-
währt wird. 
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Darüber hinaus ist die in Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 genannte Stelle verpflichtet, so-
weit sie Kenntnis hiervon hat, Folgendes zu 
bescheinigen: 
1. die Anzahl der Personen, denen der 

Schuldner auf Grund gesetzlicher Ver-
pflichtung Unterhalt gewährt, 

2. das Geburtsdatum der minderjährigen 
unterhaltsberechtigten Personen. 

(4) Das Kreditinstitut hat die Angaben in der 
Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 2 ab dem 
zweiten auf die Vorlage der Bescheinigung 
folgenden Geschäftstag zu beachten. 

§ 904 (weggefallen) § 904 Nachzahlung von Leistungen 
(1) Werden laufende Geldleistungen zu ei-
nem späteren Zeitpunkt als dem Monat, auf 
den sich die Leistungen beziehen, ausbe-
zahlt, so werden sie von der Pfändung des 
Guthabens auf dem Pfändungsschutzkonto 
nicht erfasst, wenn es sich um Geldleistungen 
gemäß § 902 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
oder c oder Nummer 4 bis 6 handelt. 
(2) Laufende Geldleistungen nach dem Sozi-
algesetzbuch, die nicht in Absatz 1 genannt 
sind, sowie Arbeitseinkommen nach § 850 
Absatz 2 und 3 werden von der Pfändung des 
Guthabens auf dem Pfändungsschutzkonto 
nicht erfasst, wenn der nachgezahlte Betrag 
500 Euro nicht übersteigt. 
(3) Laufende Geldleistungen nach Absatz 2, 
bei denen der nachgezahlte Betrag 500 Euro 
übersteigt, werden von der Pfändung des 
Guthabens auf dem Pfändungsschutzkonto 
nicht erfasst, soweit der für den jeweiligen 
Monat nachgezahlte Betrag in dem Monat, 
auf den er sich bezieht, nicht zu einem 
pfändbaren Guthaben geführt hätte. Wird die 
Nachzahlung pauschal und für einen Bewilli-
gungszeitraum gewährt, der länger als ein 
Monat ist, ist die Nachzahlungssumme zu 
gleichen Teilen auf die Zahl der betroffenen 
Monate aufzuteilen. 
(4) Für Nachzahlungen von Leistungen nach 
den Absätzen 1 und 2 gilt § 903 Absatz 1, 3 
Satz 1 und Absatz 4 entsprechend. 
(5) Für die Festsetzung der Höhe des pfän-
dungsfreien Betrages in den Fällen des Ab-
satzes 3 ist das Vollstreckungsgericht zustän-
dig. Entscheidungen nach Satz 1 ergehen auf 
Antrag des Schuldners durch Beschluss. Der 
Beschluss nach Satz 2 gilt als Bescheinigung 
im Sinne des § 903 Absatz 1 Satz 2. 
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§ 905 (weggefallen) § 905 Festsetzung der Erhöhungsbeträge 
durch das Vollstreckungsgericht 
Macht der Schuldner glaubhaft, dass er eine 
Bescheinigung im Sinne des § 903 Absatz 1 
Satz 2, um deren Erteilung er 
1. zunächst bei einer in § 903 Absatz 1 Satz 2 

Nummer 1 genannten Stelle, von der er 
eine Leistung bezieht, und nachfolgend 

2. bei einer weiteren Stelle, die zur Erteilung 
der Bescheinigung berechtigt ist, 

nachgesucht hat, nicht in zumutbarer Weise 
von diesen Stellen erlangen konnte, hat das 
Vollstreckungsgericht in dem Beschluss auf 
Antrag die Erhöhungsbeträge nach § 902 
festzusetzen und die Angaben nach § 903 
Absatz 3 Satz 2 zu bestimmen. Dabei hat das 
Vollstreckungsgericht den Schuldner auf die 
Möglichkeit der Stellung eines Antrags nach 
§ 907 Absatz 1 Satz 1 hinzuweisen, wenn nach 
dem Vorbringen des Schuldners unter Beach-
tung der von ihm vorgelegten Unterlagen die 
Voraussetzungen dieser Vorschrift erfüllt sein 
könnten. Der Beschluss des Vollstreckungs-
gerichts nach Satz 1 gilt als Bescheinigung im 
Sinne des § 903 Absatz 1 Satz 2. 

§ 906 (weggefallen) § 906 Festsetzung eines abweichenden pfän-
dungsfreien Betrages durch das Vollstre-
ckungsgericht 
(1) Wird Guthaben wegen einer der in § 850d 
oder § 850f Absatz 2 bezeichneten Forderun-
gen gepfändet, tritt an die Stelle der nach 
§ 899 Absatz 1 und § 902 Satz 1 pfändungs-
freien Beträge der vom Vollstreckungsgericht 
im Pfändungsbeschluss belassene Betrag. In 
den Fällen des § 850d Absatz 1 und 2 kann 
das Vollstreckungsgericht auf Antrag einen 
von Satz 1 abweichenden pfändungsfreien 
Betrag festlegen. 
(2) Das Vollstreckungsgericht setzt auf Antrag 
einen von § 899 Absatz 1 und § 902 Satz 1 
abweichenden pfändungsfreien Betrag fest, 
wenn sich aus einer bundes- oder landes-
rechtlichen Vorschrift eine solche Abwei-
chung ergibt. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und 
des Absatzes 2 
1. ist der Betrag in der Regel zu beziffern, 
2. hat das Vollstreckungsgericht zu prüfen, 

ob eine der in § 732 Absatz 2 bezeichne-
ten Anordnungen zu erlassen ist, und 

3. gilt § 905 Satz 2 entsprechend. 
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(4) Für Beträge, die nach den Absätzen 1 
oder 2 festgesetzt sind, gilt § 899 Absatz 2 
entsprechend. 

§ 907 (weggefallen) § 907 Festsetzung der Unpfändbarkeit von 
Kontoguthaben auf dem Pfändungsschutz-
konto 
(1) Auf Antrag des Schuldners kann das Voll-
streckungsgericht festsetzen, dass das Gut-
haben auf dem Pfändungsschutzkonto für die 
Dauer von bis zu zwölf Monaten der Pfändung 
nicht unterworfen ist, wenn der Schuldner  
1. nachweist, dass dem Konto in den letzten 

sechs Monaten vor Antragstellung ganz 
überwiegend nur unpfändbare Beträge 
gutgeschrieben worden sind, und 

2. glaubhaft macht, dass auch innerhalb 
der nächsten sechs Monate ganz über-
wiegend nur die Gutschrift unpfändbarer 
Beträge zu erwarten ist. 

Die Festsetzung ist abzulehnen, wenn ihr 
überwiegende Belange des Gläubigers ent-
gegenstehen. 
(2) Auf Antrag jedes Gläubigers ist die Fest-
setzung der Unpfändbarkeit aufzuheben, 
wenn deren Voraussetzungen nicht mehr 
vorliegen oder die Festsetzung den überwie-
genden Belangen des den Antrag stellenden 
Gläubigers entgegensteht. Der Schuldner hat 
die Gläubiger auf eine wesentliche Verände-
rung seiner Vermögensverhältnisse unverzüg-
lich hinzuweisen. 

§ 908 (weggefallen) § 908 Aufgaben des Kreditinstituts 
(1) Das Kreditinstitut ist dem Schuldner zur 
Leistung aus dem nicht von der Pfändung 
erfassten Guthaben im Rahmen des vertrag-
lich Vereinbarten verpflichtet. 
(2) Das Kreditinstitut informiert den Schuldner 
in einer für diesen geeigneten und zumutba-
ren Weise über 
1. das im laufenden Kalendermonat noch 

verfügbare von der Pfändung nicht er-
fasste Guthaben und 

2. den Betrag, der mit Ablauf des laufenden 
Kalendermonats nicht mehr pfändungsfrei 
ist. 

(3) Das Kreditinstitut hat dem Kontoinhaber 
die Absicht, eine neue Bescheinigung nach 
§ 903 Absatz 2 Satz 3 zu verlangen, mindes-
tens zwei Monate vor dem Zeitpunkt, ab dem 
es die ihm vorliegende Bescheinigung nicht 
mehr berücksichtigen will, mitzuteilen. 
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§ 909 (weggefallen) § 909 Datenweitergabe; Löschungspflicht 

(1) Das Kreditinstitut darf zum Zwecke der 
Überprüfung der Richtigkeit der Versicherung 
nach § 850k Absatz 3 Satz 2 Auskunfteien mit-
teilen, dass es für den Kontoinhaber ein Pfän-
dungsschutzkonto führt. Nur zu diesem Zweck 
dürfen die Auskunfteien diese Angabe verar-
beiten und sie nur auf Anfrage anderer Kredit-
institute an diese übermitteln. Die Verarbei-
tung zu einem anderen Zweck ist auch mit 
Einwilligung des Kontoinhabers unzulässig. 

(2) Wird das Pfändungsschutzkonto für den 
Kontoinhaber nicht mehr geführt, hat das 
Kreditinstitut die Auskunfteien, die nach Ab-
satz 1 Satz 1 eine Mitteilung erhalten haben, 
unverzüglich zu unterrichten. Die Auskunftei-
en haben nach Erhalt dieser Unterrichtung 
die Angabe über die Führung des Pfändungs-
schutzkontos unverzüglich zu löschen. 

§ 910 (weggefallen) § 910 Verwaltungsvollstreckung 

Die §§ 850k und 850l sowie die Regelungen 
dieses Abschnitts gelten auch bei einer Pfän-
dung von Kontoguthaben wegen Forderun-
gen, die im Wege der Verwaltungsvollstre-
ckung nach Bundesrecht beigetrieben wer-
den. Mit Ausnahme der Fälle des § 850k Ab-
satz 4 Satz 1, des § 904 Absatz 5 und des § 907 
tritt die Vollstreckungsbehörde an die Stelle 
des Vollstreckungsgerichts. 

§ 954 Rechtsbehelfe nach den Artikeln 33 
bis 35 der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 

(1) […] 

(2) Über den Rechtsbehelf des Schuldners 
wegen Einwendungen gegen die Vollziehung 
eines Beschlusses zur vorläufigen Konten-
pfändung im Inland nach Artikel 34 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 655/2014 entscheidet das 
Vollstreckungsgericht (§ 764 Absatz 2). Für 
den Antrag nach Artikel 34 Absatz 1 Buch-
stabe a der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 
gelten § 850k Absatz 4 und § 850l entspre-
chend.  

[…] 

§ 954 Rechtsbehelfe nach den Artikeln 33 
bis 35 der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 

(1) […] 

(2) Über den Rechtsbehelf des Schuldners 
wegen Einwendungen gegen die Vollziehung 
eines Beschlusses zur vorläufigen Konten-
pfändung im Inland nach Artikel 34 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 655/2014 entscheidet das 
Vollstreckungsgericht (§ 764 Absatz 2). Für 
den Antrag nach Artikel 34 Absatz 1 Buch-
stabe a der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 
gelten § 906 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 
§ 907 entsprechend.  

[…] 
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Insolvenzordnung (InsO) 

§ 36 Unpfändbare Gegenstände 
(1) Gegenstände, die nicht der Zwangsvoll-
streckung unterliegen, gehören nicht zur In-
solvenzmasse. Die §§ 850, 850a, 850c, 850e, 
850f Abs. 1, §§ 850g bis 850k, 851c und 851d 
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Zur Insolvenzmasse gehören jedoch  
1. die Geschäftsbücher des Schuldners; ge-

setzliche Pflichten zur Aufbewahrung von 
Unterlagen bleiben unberührt; 

2. die Sachen, die nach § 811 Abs. 1 Nr. 4 
und 9 der Zivilprozeßordnung nicht der 
Zwangsvollstreckung unterliegen. 
 
 
 
 
 
 

[…] 

§ 36 Unpfändbare Gegenstände 
(1) Gegenstände, die nicht der Zwangsvoll-
streckung unterliegen, gehören nicht zur In-
solvenzmasse. Die §§ 850, 850a, 850c, 850e, 
850f Abs. 1, §§ 850g bis 850l, 851c, 851d, 899 
bis 904, 905 Satz 1 und 3 sowie § 906 Absatz 2 
bis 4 der Zivilprozessordnung gelten entspre-
chend. Verfügungen des Schuldners über 
Guthaben, das nach den Vorschriften der 
Zivilprozessordnung über die Wirkungen des 
Pfändungsschutzkontos nicht von der Pfän-
dung erfasst wird, bedürfen zu ihrer Wirksam-
keit nicht der Freigabe dieses Kontogutha-
bens durch den Insolvenzverwalter. 
Fassung ab 1.1.2022 (geändert durch das 
Gesetz zur Verbesserung des Schutzes von Ge-
richtsvollziehern vor Gewalt sowie zur Änderung 
weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vor-
schriften und zur Änderung des Infektions-
schutzgesetzes vom 7.5.2021, BGBl. 2021 I, 850): 
Änderung von Absatz 2 Nummer 2: 

(2) Zur Insolvenzmasse gehören jedoch  
1. die Geschäftsbücher des Schuldners; ge-

setzliche Pflichten zur Aufbewahrung von 
Unterlagen bleiben unberührt; 

2. im Fall einer selbständigen Tätigkeit des 
Schuldners die Sachen nach § 811 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Tiere 
nach § 811 Absatz 1 Nummer 8 Buchsta-
be b der Zivilprozessordnung; hiervon 
ausgenommen sind Sachen, die für die 
Fortsetzung einer Erwerbstätigkeit erfor-
derlich sind, welche in der Erbringung 
persönlicher Leistungen besteht. 

[…] 

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung 
„Mutter und Kind – Schutz des ungeborenen Lebens“ (MuKStiftG) 

§ 5 Pfändungsfreiheit, Verhältnis zu anderen 
Sozialleistungen 
(1) Leistungen, die dem in § 2 Abs. 1 genann-
ten Personenkreis aus Mitteln der Stiftung im 
Rahmen des Stiftungszweckes gewährt wer-
den, sind nicht pfändbar. Das gleiche gilt für 
Leistungen, die aus Mitteln anderer Stiftungen 
des öffentlichen Rechts oder aus Mitteln von 
Stiftungen, die von einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts errichtet wurden, zur Er-

§ 5 Pfändungsfreiheit, Verhältnis zu anderen 
Sozialleistungen 
(1) Leistungen, die dem in § 2 Abs. 1 genann-
ten Personenkreis aus Mitteln der Stiftung im 
Rahmen des Stiftungszweckes gewährt wer-
den, sind nicht pfändbar. Das gleiche gilt für 
Leistungen, die aus Mitteln anderer Stiftungen 
des öffentlichen Rechts oder aus Mitteln von 
Stiftungen, die von einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts errichtet wurden, zur Er-
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reichung des in § 2 Abs. 1 genannten Zwecks 
gewährt werden. Wird eine Geldleistung auf 
das Konto der werdenden Mutter bei einem 
Geldinstitut überwiesen, gilt bei fehlender 
Deckung des Kontos § 850k Abs. 6 der Zivil-
prozessordnung entsprechend. 
(2) […] 

reichung des in § 2 Abs. 1 genannten Zwecks 
gewährt werden. Wird eine Geldleistung auf 
das Konto der werdenden Mutter bei einem 
Geldinstitut überwiesen, gelten die Vorschrif-
ten der Zivilprozessordnung über das Pfän-
dungsschutzkonto. 
(2) […] 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 

§ 27a Anwendung des Sozialgesetzbuches 
Soweit dieses Gesetz keine abweichenden 
Regelungen enthält, finden die §§ 1 bis 3, 11 
bis 17, 30 bis 67 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch und das Zehnte Buch Sozialgesetz-
buch Anwendung; wird eine Leistung auf das 
Konto des Teilnehmers bei einem Kreditinstitut 
überwiesen, gilt bei fehlender Deckung des 
Kontos § 850k Absatz 6 der Zivilprozessord-
nung entsprechend. 

§ 27a Anwendung des Sozialgesetzbuches 
Soweit dieses Gesetz keine abweichenden 
Regelungen enthält, sind die §§ 1 bis 3, 11 bis 
17, 30 bis 67 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch und das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch 
anzuwenden. 

Überschuldungsstatistikgesetz (ÜSchuldStatG) 

§ 5 Erhebungsmerkmale, Berichtszeitpunkte 
und -zeiträume 
[…] 
(2) Für die nach § 3 Nummer 4 beratenen 
Personen werden folgende Erhebungsmerk-
male erfasst:  
[…] 
23. Ausstellung einer Bescheinigung nach 

§ 850k Absatz 5 der Zivilprozessordnung 
durch die Beratungsstelle, 

24. Verfügung über ein eigenes Konto und 
Angabe, ob dieses als Pfändungsschutz-
konto geführt wird. 

Die Angaben zu den Nummern 2 und 3 wer-
den zum 31. Dezember des Berichtsjahres 
oder zum Zeitpunkt der Beendigung der Bera-
tung, die Angaben zu den Nummern 4, 22 
und 23 werden für das Berichtsjahr und die 
Angaben zu den Nummern 7 bis 21 und 24 
werden zu Beginn der Beratung erfasst. 

§ 5 Erhebungsmerkmale, Berichtszeitpunkte 
und -zeiträume 
[…] 
(2) Für die nach § 3 Nummer 4 beratenen 
Personen werden folgende Erhebungsmerk-
male erfasst:  
[…] 
23. Ausstellung einer Bescheinigung nach 

§ 903 Absatz 1 Satz 2 der Zivilprozessord-
nung durch die Beratungsstelle, 

24. Verfügung über ein eigenes Konto und 
Angabe, ob dieses als Pfändungsschutz-
konto geführt wird. 

Die Angaben zu den Nummern 2 und 3 wer-
den zum 31. Dezember des Berichtsjahres 
oder zum Zeitpunkt der Beendigung der Bera-
tung, die Angaben zu den Nummern 4, 22 
und 23 werden für das Berichtsjahr und die 
Angaben zu den Nummern 7 bis 21 und 24 
werden zu Beginn der Beratung erfasst. 

Justizbeitreibungsgesetz (JBeitrG) 

§ 6 
(1) Für die Vollstreckung gelten nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4 folgende Vorschrif-
ten sinngemäß:  
1. §§ 735 bis 737, 739 bis 741, 743, 745 bis 

748, 753 Absatz 4 und 5, §§ 758, 758a, 
759, 761, 762, 764, 765a, 766, 771 bis 776, 

§ 6 
(1) Für die Vollstreckung gelten nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4 folgende Vorschrif-
ten sinngemäß:  
1. §§ 735 bis 737, 739 bis 741, 743, 745 bis 

748, 753 Absatz 4 und 5, §§ 758, 758a, 
759, 761, 762, 764, 765a, 766, 771 bis 776, 
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778, 779, 781 bis 784, 786, 788, 789, 792, 
793, 802a bis 802i, 802j Absatz 1 und 3, 
§§ 802k bis 827, 828 Absatz 2 und 3, 
§§ 829 bis 837a, 840 Absatz 1, Absatz 2 
Satz 2, §§ 841 bis 886 der Zivilprozessord-
nung, 

2. sonstige Vorschriften des Bundesrechts, 
die die Zwangsvollstreckung aus Urteilen 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten be-
schränken, sowie 

3. die landesrechtlichen Vorschriften über 
die Zwangsvollstreckung gegen Gemein-
deverbände oder Gemeinden. 

[…] 

778, 779, 781 bis 784, 786, 788, 789, 792, 
793, 802a bis 802i, 802j Absatz 1 und 3, 
§§ 802k bis 827, 828 Absatz 2 und 3, 
§§ 829 bis 837a, 840 Absatz 1, Absatz 2 
Satz 2, §§ 841 bis 886, 899 bis 910 der Zivil-
prozessordnung, 

2. sonstige Vorschriften des Bundesrechts, 
die die Zwangsvollstreckung aus Urteilen 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten be-
schränken, sowie 

3. die landesrechtlichen Vorschriften über 
die Zwangsvollstreckung gegen Gemein-
deverbände oder Gemeinden. 

[…] 

Abgabenordnung (AO) 

§ 295 Unpfändbarkeit von Sachen 

Die §§ 811 bis 812 und 813 Abs. 1 bis 3 der 
Zivilprozessordnung sowie die Beschränkun-
gen und Verbote, die nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften für die Pfändung von Sa-
chen bestehen, gelten entsprechend. An die 
Stelle des Vollstreckungsgerichts tritt die Voll-
streckungsbehörde. 

§ 295 Unpfändbarkeit von Sachen 

Die §§ 811 bis 812, 813 Absatz 1 bis 3 und 
§ 882a Absatz 4 der Zivilprozessordnung sowie 
die Beschränkungen und Verbote, die nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften für die 
Pfändung von Sachen bestehen, gelten ent-
sprechend. An die Stelle des Vollstreckungs-
gerichts tritt die Vollstreckungsbehörde. 

Fassung ab 1.1.2022 (geändert durch das 
Gesetz zur Verbesserung des Schutzes von Ge-
richtsvollziehern vor Gewalt sowie zur Änderung 
weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vor-
schriften und zur Änderung des Infektions-
schutzgesetzes vom 7.5.2021, BGBl. 2021 I, 850): 
Änderung von Satz 1 

Die §§ 811 bis 811c, 813 Absatz 1 bis 3 und 
§ 882a Absatz 4 der Zivilprozessordnung sowie 
die Beschränkungen und Verbote, die nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften für die 
Pfändung von Sachen bestehen, gelten ent-
sprechend. An die Stelle des Vollstreckungs-
gerichts tritt die Vollstreckungsbehörde. 

§ 309 Pfändung einer Geldforderung 

[…] 

(3) Bei Pfändung des Guthabens eines Kontos 
des Vollstreckungsschuldners bei einem Kre-
ditinstitut gelten die §§ 833a und 850l der 
Zivilprozessordnung entsprechend. § 850l der 
Zivilprozessordnung gilt mit der Maßgabe, 
dass Anträge bei dem nach § 828 Abs. 2 der 
Zivilprozessordnung zuständigen Vollstre-
ckungsgericht zu stellen sind. 

§ 309 Pfändung einer Geldforderung 

[…] 

(3) Bei Pfändung des Guthabens eines Kontos 
des Vollstreckungsschuldners bei einem Kre-
ditinstitut gelten die §§ 833a und 907 der Zi-
vilprozessordnung entsprechend. 
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§ 314 Einziehungsverfügung 
[…] 
(3) Wird die Einziehung eines bei einem Geld-
institut gepfändeten Guthabens eines Voll-
streckungsschuldners, der eine natürliche 
Person ist, angeordnet, so gilt § 835 Absatz 3 
Satz 2 und Absatz 4 der Zivilprozessordnung 
entsprechend. 
(4) Wird die Einziehung einer gepfändeten 
nicht wiederkehrend zahlbaren Vergütung 
eines Vollstreckungsschuldners, der eine na-
türliche Person ist, für persönlich geleistete 
Arbeiten oder Dienste oder sonstige Einkünf-
te, die kein Arbeitslohn sind, angeordnet, so 
gilt § 835 Absatz 5 der Zivilprozessordnung 
entsprechend. 

§ 314 Einziehungsverfügung 
[…] 
(3) Wird die Einziehung eines bei einem Geld-
institut gepfändeten Guthabens eines Voll-
streckungsschuldners, der eine natürliche 
Person ist, angeordnet, so gelten § 835 Ab-
satz 3 Satz 2 und § 900 Absatz 1 der Zivilpro-
zessordnung entsprechend. 
(4) Wird die Einziehung einer gepfändeten 
nicht wiederkehrend zahlbaren Vergütung 
eines Vollstreckungsschuldners, der eine na-
türliche Person ist, für persönlich geleistete 
Arbeiten oder Dienste oder sonstige Einkünf-
te, die kein Arbeitslohn sind, angeordnet, so 
gilt § 835 Absatz 4 der Zivilprozessordnung 
entsprechend. 

§ 316 Erklärungspflicht des Drittschuldners 
(1) Auf Verlangen der Vollstreckungsbehörde 
hat ihr der Drittschuldner binnen zwei Wo-
chen, von der Zustellung der Pfändungsver-
fügung an gerechnet, zu erklären:  
[…] 
4. ob innerhalb der letzten zwölf Monate im 

Hinblick auf das Konto, dessen Guthaben 
gepfändet worden ist, nach § 850l der Zi-
vilprozessordnung die Unpfändbarkeit des 
Guthabens angeordnet worden ist, und 

5. ob es sich bei dem Konto, dessen Gutha-
ben gepfändet worden ist, um ein Pfän-
dungsschutzkonto im Sinne von § 850k 
Abs. 7 der Zivilprozessordnung handelt. 
 
 
 
 
 
 

Die Erklärung des Drittschuldners zu Num-
mer 1 gilt nicht als Schuldanerkenntnis. 
[…] 

§ 316 Erklärungspflicht des Drittschuldners 
(1) Auf Verlangen der Vollstreckungsbehörde 
hat ihr der Drittschuldner binnen zwei Wo-
chen, von der Zustellung der Pfändungsver-
fügung an gerechnet, zu erklären:  
[…] 
4. ob innerhalb der letzten zwölf Monate im 

Hinblick auf das Konto, dessen Guthaben 
gepfändet worden ist, nach § 907 der Zi-
vilprozessordnung die Unpfändbarkeit des 
Guthabens festgesetzt worden ist, und 

5. ob es sich bei dem Konto, dessen Gutha-
ben gepfändet worden ist, um ein Pfän-
dungsschutzkonto im Sinne von § 850k der 
Zivilprozessordnung oder ein Gemein-
schaftskonto im Sinne von § 850l der Zivil-
prozessordnung handelt; bei einem Ge-
meinschaftskonto ist zugleich anzugeben, 
ob der Schuldner nur gemeinsam mit ei-
ner anderen Person oder mehreren ande-
ren Personen verfügungsbefugt ist. 

Die Erklärung des Drittschuldners zu Num-
mer 1 gilt nicht als Schuldanerkenntnis. 
[…] 

§ 318 Ansprüche auf Herausgabe oder 
Leistung von Sachen 
[…] 
(5) Dem Treuhänder ist auf Antrag eine Ent-
schädigung zu gewähren. Die Entschädigung 
darf die nach der Zwangsverwalterord-
nung *) festzusetzende Vergütung nicht über-
steigen. 
___ 

*) Muss richtig lauten: „Zwangsverwaltungsverordnung“ 

§ 318 Ansprüche auf Herausgabe oder 
Leistung von Sachen 
[…] 
(5) Dem Treuhänder ist auf Antrag eine Ent-
schädigung zu gewähren. Die Entschädigung 
darf die nach der Zwangsverwalterverord-
nung festzusetzende Vergütung nicht über-
steigen. 
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§ 319 Unpfändbarkeit von Forderungen 
Beschränkungen und Verbote, die nach 
§§ 850 bis 852 der Zivilprozessordnung und 
anderen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Pfändung von Forderungen und Ansprüchen 
bestehen, gelten sinngemäß. 

§ 319 Unpfändbarkeit von Forderungen 
Beschränkungen und Verbote, die nach den 
§§ 850 bis 852 und 899 bis 907 der Zivilpro-
zessordnung und anderen gesetzlichen Best-
immungen für die Pfändung von Forderun-
gen und Ansprüchen bestehen, gelten sinn-
gemäß. 

 


